
 

 

Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 

Regierungsratsbeschluss vom 05. März 2013   

 

P135015 Interpellation Nr. 1 Jürg Meyer zur Verbesserung des Rechtsschutzes der 
Sans-Papiers; schriftliche Beantwortung 
 

 

 
 
 
://: 1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Schreibensentwurf 

an den Grossen Rat. 

 

 

Begründung 

Der Interpellant weist richtigerweise darauf hin, dass mit dem ungere-
gelten Aufenthaltsstatus von Sans-Papiers erhebliche Nachteile ver-
bunden sind. Bei den einschlägigen Bestimmungen handelt es sich je-
doch um eidgenössische Erlasse, weshalb unter geltendem Recht kein 
Raum für abweichendes kantonales Handeln bleibt. Verbesserungen 
im Sinne des Interpellanten, wie etwa ein ausgebauter Schutz der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Hauswirtschaft oder die Öff-
nung des Schweizer Arbeitsmarktes für Personen aus sogenannten 
Drittstaaten, müssten deshalb – wenn politisch gewollt – auf Bundes-
ebene an die Hand genommen und beschlossen werden.  
 
 
 

                                                                                            
 


